
 zumal keine der drei Parteien angesichts 
ihrer Umfragewerte an Neuwahlen Inter-
esse haben dürfte. Doch zeigen die Brie-
fe, dass das zu Beginn der Ampel-Zeit ze-
lebrierte innige Verhältnis der beiden 
„mittelgroßen“ Parteien Grüne und FDP 
stark gestört ist. Was nicht verwunder-
lich ist: Die Grünen als linke Partei geben 
der Klimapolitik den Vorrang vor Wirt-
schaftswachstum und würden nichts lie-
ber tun, als Steuern erhöhen und zu-
gleich die Kreditaufnahme ausweiten. 
Dass das mit der FDP so nicht gehen 
wird, war eigentlich von Anfang an klar. 

Habeck forderte in seinem Brief den 
Finanzminister – mit Blick auf den Haus-
halt 2024 – unter anderem dazu auf, 
„keine weiteren öffentlichen oder inter-
nen Vorfestlegungen zu treffen, die ein-
seitig weitere Ausgaben priorisieren (u.a. 
Aktienrente, Umsatzsteuerermäßigung 
für die Gastronomie, Bundeswehr)“.  
Zugleich weist er darauf hin, dass die von 
Grünen geführten Ministerien „die Schul-
denbremse zwar akzeptieren“ würden, 
machte sich gleichzeitig dafür stark, dar-
über zu beraten, „wie wir Einnahmen ver-
bessern“. 

 
Lindner zeigt klares FDP-Profil 
Lindner wiederum machte sich in seiner 
Antwort darüber lustig, „dass die von 
den Grünen geführten Ministerien das 
Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland nicht in Frage stellen“.  
Zudem machte er klar, „dass Steuerer-
 höhungen oder sonstige strukturelle 
Mehrbelastungen für die Bürgerinnen 
und Bürger oder die Wirtschaft im  
Koalitionsvertrag ausgeschlossen sind.“ 

Einen sachlichen Grund, warum Ha-
beck diesen Streit ausgerechnet jetzt 
losgetreten hat, gibt es nicht. Doch dürf-
te dabei die Berliner Wahl eine Rolle ge-
spielt haben. Dort mussten die Grünen 
erfahren, dass ihre Bäume nicht in den 
Himmel wachsen. Ohnehin ist ange-
sichts des Ukrainekriegs die Klimapolitik 
in den Hintergrund getreten. Deshalb will 
der Wirtschafts- und Klimaminister mehr 
Mittel in grüne Projekte investieren. 
Folglich sucht er nach „neuen und alter-
nativen Wegen“, um politische Projekte 
bei Einhaltung der Schuldenbremse zu fi-
nanzieren. Das lässt sich angesichts der 
Finanzlage nur so übersetzen: Steuern 
rauf, und zwar kräftig. 

Für Lindner war der Brief des Vize-
kanzlers eine willkommene Gelegenheit, 
das zu zeigen, was viele Wähler bei der 

FDP offensichtlich vermissen – ein klares 
Profil. In der letzten schwarz-gelben Ko-
alition zwischen 2009 und 2013 hatte 
sich die FDP ihr zentrales Wahlverspre-
chen, nämlich eine grundlegende Steu-
erreform, von Kanzlerin Angela Merkel 
und Finanzminister Wolfgang Schäuble 
(beide CDU) abhandeln lassen. Das war 
der Anfang vom Niedergang, der 2013 
zum Ausscheiden aus dem Bundestag 
führte. Einen solchen Fehler will Lindner 
– damals Generalsekretär seiner Partei – 
unter allen Umständen verhindern. 
 
Konstruktive Konfliktbereitschaft 
Das könnte für die Ampel zur Zerreiß-
probe werden. Schon jetzt planen die 
Bundesministerien für 2024 zusätzliche 
Ausgaben in Höhe von 70 Milliarden  
Euro. Lindner selbst will unbedingt 
Unternehmen entlasten, nicht zuletzt 
den Mittelstand und Start-up-Firmen. 
Auch Verteidigungsminister Boris Pis- 
torius (SPD) fordert fast täglich mehr 
Geld für die Bundeswehr. Dies alles trifft 
mit der aus der Sicht der Haushalts- 
politiker misslichen Situation an den  
Kapitalmärkten zusammen. Die Zeit  
des Schuldenmachens zum Null-Tarif  
ist endgültig vorbei. 

Habecks Brief ist nur ein Vorge-
schmack auf das, was auf diese Koalition 
zukommt. Dabei ist der Grüne insofern 
im Vorteil, als er bei den Themen Steuer  -
erhöhungen und Schuldenbremse die 
SPD an seiner Seite hat. Diese beiden lin-
ken Parteien hätten, wenn sie alleine re-
gierten, schon längst die Schuldenbrem-
se ausgesetzt und zudem kräftig die 
Steuern erhöht beziehungsweise Vermö-
gen besteuert. Auch in der Klimapolitik 
sind sich SPD und Grüne sehr nahe. 

In dieser Konstellation steht es aus 
Sicht der Freien Demokraten 1:2. Doch 
klein beizugeben kann sich die FDP nicht 
leisten, schon gar nicht mit Blick auf die 
wichtigen Landtagswahlen im Herbst in 
Bayern und Hessen. FDP-Vize Wolfgang 
Kubicki hatte nach der Berliner Wahl-
schlappe ein anderes Auftreten der FDP 
angemahnt: „Ich denke, unsere Wähler 
erwarten, dass die Bundestagsfraktion 
mehr konstruktive Konfliktbereitschaft 
an den Tag legt als bisher.“  

Ob die Fraktion dazu bereit ist oder 
nicht: Diese Konflikte werden kommen. 
Der Habeck-Lindner-Briefwechsel ent-
spricht da eher einem leichten Aufwär-
men als bereits einem harten Schlag - 
abtausch.                                                    n 
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